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776. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Festlegung
von Warenkontingenten in der Ausfuhr von

Käse

Auf Grund des § 13 des Außenhandelsgesetzes
1984, BGBl. Nr. 184, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 408/1993, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten verordnet:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage zu
dieser Verordnung genannten Waren mit Ur-
sprungsland Österreich und Handels- und Bestim-
mungsland in der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (ausgenommen Spanien und Portugal)
werden für den Kontingentzeitraum entsprechend
der Anlage mengenmäßige Ausfuhrkontingente
festgelegt. Im Rahmen dieser Kontingente werden
Ausfuhrbewilligungen nach Maßgabe der nachste-
henden Bestimmungen erteilt, wobei jeder Antrag
nur ein Kontingent betreffen darf. Als Kontingent-
zeitraum gilt der Zeitraum 1. Jänner bis 31. Dezem-
ber 1994.

(2) Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden auf der
Grundlage aller zwischen dem 1. und 31. Dezember
1993 eingebrachten Anträge, soweit diese ord-
nungsgemäß und vollständig sind, verteilt. Liegen
mehrere Anträge eines Antragstellers vor, welche
dasselbe Kontingent betreffen, gelten sie für die
Verteilung als ein Antrag.

§ 2. Über Antrag sind Ausfuhrbewilligungen für
jeweils 90 vH der Kontingente Antragstellern, die
im Vorbezugszeitraum nachweislich Ausfuhren der
in der Anlage genannten Waren getätigt haben, zu
erteilen. Als Vorbezugszeitraum gilt der Zeitraum
1. Jänner bis 31. Dezember 1992. Als Ausfuhren im
Sinne dieser Bestimmung gelten nur solche, die im
Rahmen des Abkommens zwischen der Republik

Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft über eine gemeinsame Disziplin betref-
fend den gegenseitigen Handel mit Käse, BGBl.
Nr. 563/1987, in der Fassung BGBl. Nr. 436/1989,
durchgeführt wurden. Als Nachweis der Ausfuhr
gelten die zollamtlichen Abschreibungen auf den für
den Vorbezugszeitraum ausgestellten außenhan-
delsrechtlichen Ausfuhrbewilligungen. Der Kontin-
gentanteil eines Antragstellers ist mit jenem
Prozentsatz festzusetzen, der sich aus seinem Anteil
an der Gesamtausfuhr auf Grund des oben
angeführten Abkommens im Vorbezugszeitraum
ergibt. Anträge, deren Menge unter dem so
errechneten Firmenanteil liegt, werden voll befrie-
digt.

§ 3. (1) Jeweils 10 vH der Kontingente werden an
jene Antragsteller verteilt, die im Vorbezugszeit-
raum keine der in § 2 erwähnten Ausfuhren getätigt
haben.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach Abs. 1
enthaltene Gesamtmenge die Höhe des jeweiligen
Kontingentes, ist dieses Kontingent durch die Zahl
der Anträge zu dividieren. Sodann sind jene
Anträge, deren Wert den sich nach dem ersten Satz
ergebenden Quotienten nicht überschreitet, in voller
Höhe zu befriedigen. Der verbleibende Rest dieses
Kontingentes ist neuerlich durch die Zahl der
verbleibenden Anträge zu dividieren und Anträge,
die in dem sich so ergebenden Quotienten Deckung
finden, sind zu befriedigen. Überschreiten schließ-
lich sämtliche Anträge den Quotienten, so ist der
Rest des Kontingentes auf sämtliche Anträge in
gleicher Höhe aufzuteilen.

§ 4. (1) Ist ein Kontingent auf Grund der
erstmaligen Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht
erschöpft, werden nach Ablauf der Einreichfrist (§ 1
Abs. 2) einlangende Anträge ohne Rücksicht darauf,
ob der Antragsteller im Vorbezugszeitraum Ausfuh-
ren getätigt hat oder nicht, nach Maßgabe des
Datums ihres Einlangens berücksichtigt, bis das
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Kontingent erschöpft ist. Liegen mehrere Anträge
vor, die am gleichen Tag eingelangt sind und die
zusammen den noch nicht zugeteilten Rest des
Kontingentes übersteigen, ist dieser Rest nach
Maßgabe der Bestimmungen des § 3 Abs. 2 auf die
Antragsteller aufzuteilen.

(2) Bewilligungen auf Grund dieser Verordnung
sind nach Ausnützung unverzüglich dem Bundesmi-
nisterium für Land- und Forstwirtschaft zu

übermitteln. Wird auf Grund vor Ablauf der
Geltungsdauer rückgelegter Bewilligungen festge-
stellt, daß diese ganz oder teilweise nicht ausgenützt
wurden, ist die nicht ausgenützte Menge dem
betreffenden Kontingent zuzuweisen und nach
Maßgabe des Absatzes 1 zur Verteilung zu bringen.

§ 5. Die Verordnung tritt mit 1. Dezember 1993
in Kraft und am 31. Dezember 1994 außer Kraft.

Fischler

Anlage

777. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Bewilligungspflicht der
Ausfuhr sowie die Überlassung oder die
Vermittlung von Waren im Zollausland geän-

dert wird
Auf Grund der §§ 5 Abs. 2 und 12 Abs. 3 des

Außenhandelsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 408/1993, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten und
dem Bundesminister für Finanzen und mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates
verordnet:

Artikel I
Die Verordnung des Bundesministers für wirt-

schaftliche Angelegenheiten über die Bewilligungs-
pflicht der Ausfuhr sowie die Überlassung oder die
Vermittlung von Waren im Zollausland, BGBl.
Nr. 848/1992, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 613/1993, wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 2 lit. d wird im letzten Absatz vor
„Armenien" „Angola," und nach „Aserbaidschan,"
„Haiti," eingefügt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember 1993 in

Kraft.
Schüssel

778 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 164
Hochkönig Straße im Bereich der Gemeinde

Mühlbach am Hochkönig
Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-

setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 164
Hochkönig Straße wird im Bereich der Gemeinde
Mühlbach am Hochkönig wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 8,54 und bindet bei km 8,70 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Salzburger Landesregierung sowie bei der Ge-
meinde Mühlbach am Hochkönig aufliegenden
Planunterlagen im Maßstab 1 : 1 000 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

779. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der dem
postgradualen Lehrgang zur europäischen
Integration für die öffentliche Verwaltung an
der Verwaltungsakademie des Bundes in Wien

universitärer Charakter verliehen wird
Auf Grund des § 40 a des Allgemeinen Hoch-

schul-Studiengesetzes (AHStG), BGBl. Nr. 177/
1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 523/1993, wird verordnet:

§ 1. Dem von der Verwaltungsakademie des
Bundes in Wien veranstalteten postgradualen
Lehrgang zur europäischen Integration für die
öffentliche Verwaltung (Europaakademie) wird
universitärer Charakter im Sinn des § 40 a Abs. 1
AHStG verliehen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Juli
1998 außer Kraft.

Busek


